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Augsburg, 13. Juli 2020 

 

 

Zuständigkeit für die Wirecard AG nach Geldwäschegesetz (GwG) 

 

 

Sehr geehrter Herr Staatsminister Herrmann, 

 

auf meine Anfrage zum Plenum zum Themenkomplex des Vollzugs der Geldwäschegesetzes 

(GwG) bei der Wirecard AG inkl. Tochterunternehmen und der Wirecard Bank AG erhielt ich 

von Ihnen am vergangenen Donnerstag (9. Juli) die Antwort, dass eine Zuständigkeit der Regie-

rung von Niederbayern nicht gegeben ist. Hinsichtlich der Wirecard AG heißt es wörtlich: „Die 

Bewertung der Regierung von Niederbayern ergab deshalb, dass es sich bei der Wirecard AG 

nicht um ein Finanzunternehmen nach § 1 Abs. 24 Satz 1 Nr. 1 GwG und damit nicht um eine 

Verpflichtete gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 6 GwG handelt.“ 

 

Von Seiten der BaFin gibt es aber die Auskunft, dass es am 27. Mai 2020 einen telefonischen 

Kontakt mit der Regierung von Niederbayern gegeben hat. Dabei habe die Regierung von Nie-

derbayern mitgeteilt, dass sie von ihrer Zuständigkeit ausgehe. 

 

Zusätzlich sagt die BaFin, dass die Wirecard AG selbst zu der Einschätzung gekommen sei, dass 

sie als Finanzunternehmen i.S.v. § 1 Abs. 24 Satz 1 Nr. 1 GwG anzusehen sei und sie die Regie-

rung von Niederbayern als zuständige Aufsichtsbehörde ansehe. 

 

Die beiden Informationen wurden vom Bundesministerium der Finanzen am 9. Juli 2020 Herrn 

MdB Michael Schrodi aufgrund einer Anfrage von ihm gegeben. 
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Da die Informationen der BaFin und Ihre Antwort auf meine Anfrage inhaltlich nicht zusammen-

passen, ja sogar offenichtlich widersprüchlich sind, bitte ich Sie, sehr geehrter Herr Staatsminis-

ter, dazu aus Ihrer Sicht nochmals Stellung zu nehmen und, wenn möglich, den Widerspruch zu 

klären. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Harald Güller 
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Der Bayerische Staqtsminister des
lnnern, für Sport untl lntegration

Joachim Herrmann, MdL

Henn
Harald Güller, MdL
Maximilianeum
81627 München

München, 1 7. August 2020
c2-2195-1-6

Zuständigkeit für die Wirecard AG nach dem Gesets über das Aufspüren von
Gewinnen aus schweren Straftaten (Geldwäschegesetz - GwG)

Sehr geehrter Herr Abgeordneter,

lieber Herr Güller,

für lhre Nachfrage zur Zuständigkeit für die Wirecard AG nach dem Gesetz über

das Aufspüren von Gewinnen aus schweren straftaten (Geldwäschegesetz -
GwG) danke ich lhnen. Nach Stellungnahme der Regierung von Niederbayern darf

ich lhnen hierzu Folgendes mitteilen:

Wie ich lhnen bereits in der Beantwortung lhrerAnfrage zum Plenum anlässlich

der Plenanroche in der 28. t(Vv 2020 mitgeteilt habe, wurde die Frage der Ver-

pflichteteneigenschaft der Wirecard AG im Sinne des GwG ab dem 25. Februar

2020 bis zum 25. Juni2020 zwischen der Regierung von Niederbayern und der

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) erörtert. Hiezu gab es

auch am 27. Mai2020 ein Telefongespräch zwischen der BaFin und der Regie-

rung von Niederbayern mit dem von lhnen angesprochenen lnhalt. Es beinhaltete

lediglich ein Zwischenergebnis in einem längerfristigen Prüfprozess.
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Vor diesem Hintergrund gibt es keinen Widerspruch zwischen meinerAntwort auf

lhre Anfrage zum Plenum und den lnformationen der BaFin.

lm Übrigen ändert auch eine etwaige Einschätzung der Wirecard AG nichts an der

bestehenden Rechtslage.

Mit freundlichen Grüßen
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